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1 Deutſches Reich. Bruchſal (ebenda unter B. a. III. 2), 3) das Progymnaſium 


Rx Bekanntmachung des Reichskanzler⸗Amtes, die Berechtigung hö⸗ zu Donaueſchingen (ebenda unter B. a, II]. 3), 4) das Pee: 

4 herer Unterrichts: Anjtalten betreffend. Vom 27. November 1876, 

= Die in dem anliegenden Verzeichniſſe aufgeführten höheren 

5 Lehranſtalten find befugt, giltige Zeugniſſe über die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Qualifikation für den einjährig-freiwilligen Militär: 
dienſt auch ihren von der Theilnahme am Unterrichte in der III. Großherzogthum Mecklenburg- Strelitz: das 
griechiſchen Sprache dispenſirten Schülern zu ertheilen, infofern | Gymnaſium zu Neubrandenburg (ebenda unter A. a. X. Y. 
letztere an dem für jenen Unterricht eingeführten Erſatz-Unter⸗ IV. Großherzogthum Oldenburg: 1) das Gymna⸗ 
richte regelmäßig theilgenommen und entweder die Sekunda ab- ſium zu Eutin (ebenda unter A. a. XI. 1), 2) das Marien⸗ 
ſolvirt oder nach mindeſtens einjährigem Beſuche derſelben auf Gymnaſium zu Jever (ebenda unter A. a. XI. 2). 


| gymnaſium zu Offenburg (ebenda unter B. a. III. 5), 5) das 
Progymnaſium zu Pforzheim (bisher Realgymnaſium, ebenda 
unter B. e. IV. 3), 6) das Progymnaſium zu Tauberbiſchofs⸗ 
| heim (ebenda unter B. a. III. 6). ; 

1 


Grund einer beſonderen Prüfung ein Zeugniß des Lehrerkolle⸗ V. Fürſtenthum Reuß jüngere Linie: das Gymna⸗ 
giums über genügende Aneignung des entſprechenden Lehrpen- ſium zu Schleiz (ebenda unter A. a. XX. 2). 
ſums erhalten haben. | VI. Fürſtenthum Schaumburg-Lippe: das Fürſtliche 


Die gleiche Befugniß, welche früher an andere, in der 
Anlage nicht verzeichnete Anſtalten ertheilt worden, iſt erloſchen. 
Berlin, den 27. November 1876. 


ba: 1 Herzogthum Anhalt. 
12 N Verfügung der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung, den Religions⸗ 
Verzeichniß derjenigen höheren Lehranſtalten, welche unterricht in der Volksſchule betreffend. Vom 4. Jaunar 1877. 
ihren vom Unterrichte in der griechiſchen Sprache dispenſirten Wir finden uns veranlaßt, zur Erzielung einer größeren 
Schülern giltige Zeugniſſe über die wiſſenſchaſtliche Befähigung Gleichmäßigkeit in der Behandlung des Religionsunter— 
für den einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt ertheilen dürfen. richtes in der Volksſchule und bezw. auf Grund der mit 
I. Königreich Preußen: 1) das Gymnaſium zu Dem: dem Herzoglichen Konſiſtorium gepflogenen Verhandlungen zus 
min (Verzeichniß vom 19. Januar d. J. S. 41, unter A. a. I. nächſt Folgendes anzuordnen: 


Gymnaſium Adolfinum zu Bückeburg (ebenda unter A. a. XXI.). 


58), #1 das Gymnaſium zu Glückstadt (ebenda unter A. a. I. 1) Von Oſtern d. J. ab ſind in ſämmtlichen Volksſchulen 
ee Gymnaſium zu Hamm (ebenda unter A. a. I. 176), des Herzogthumes als Lehrbücher für den Unterricht in 
4) das Gymnaſium zu Herford (ebenda unter A. a. I. 177), der bibliſchen Geſchichte nur Zahn's „bibliſche Hiſto— 
) daß Gymnaſium zu Kreuznach (ebenda unter A, a. I. 216), rien“, Ausgabe 73, und die in ſehr vielen Schulen des 
6) die Ritter⸗Akademie zu Liegnitz (ebenda unter A. a. J. 102), Landes bereits eingeführten „Bibliſchen Geſchichten“ von 
7) das Gymnaſium zu Lingen (ebenda unter A. a. I. 160), Gerhard Heine zugelaſſen. Eines dieſer Bücher iſt in 
) das Gymnaſium zu Meldorf (ebenda unter A. a. I. 145), jeder Schule einzuführen und dem Unterrichte zu Grunde 


9) das Gymnaſium zu Neuß (ebenda unter A. a. I. 219), 10) 


55 1 | zu legen. An allen Schulen, die nicht mehr als zwei 
> Gymnaſium zu Neuſtettin (ebenda unter A. a. I. 62), 11) 


auffteigende Klaſſen haben, ſteht die Entſcheidung für 


85 1 mnaſium zu Plön (ebenda unter A. a. I. 146), 42) das das eine oder das andere der genannten Bücher, ſofern 
50 nasium zu Soeſt (ebenda unter A. a. I. 184), 13) das nicht eines derſelben ſchon eingeführt iſt, dem Lokal⸗ 
ymnaſium zu Verden (ebenda unter A. a. I. 166). Schulinſpektor nach Anhörung der betheiligten Lehrer zu. 


II. Großherzogthum Baden: 1) das Gymnaſium zu Ra- 


8 In allen Schulen, welche mehr, als zwei aufſteigende 
ftatt (ebenda unter A. a, VI. 6), 2) das Progymnaſium zu 


Klaſſen haben, iſt jedenfalls für die Oberſtufe das Zahn'⸗ 
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ſche Buch einzuführen, während auf der Unter- und 


Mittelſtufe mit Genehmigung des Dirigenten, bezw. Lo: | 


kal⸗Schulinſpektors auch das Heine'ſche Buch gebraucht 
werden kann. 
Wahl bedarf unſerer Genehmigung. 

Zu Pfingſten d. J. erwarten wir Bericht der Kreis⸗ 
Schulinſpektoren über die in allen einzelnen Schulen ib: 
rer Aufſichtskreiſe eingeführten Lehrbücher der bibliſchen 
Geſchichte. 


2) Der Lehrſtoff der bibliſchen Geſchichte iſt auf der Ober⸗ 


ftufe in zwei Jahren jo zu abſolviren, daß in dem ei. 
nen Schuljahre das alte, in dem andern das neue Te⸗ 
ſtament behandelt wird. Davon iſt im Sommerhalb— 
jahre die Geſchichte bis zu Moſes Tod, bezw. bis zum 
Einzuge Jeſu in Jeruſalem zu erledigen. Da die bibli⸗ 
ſche Geſchichte des alten Teſtamentes mannigfach ſorg— 
fältiger behandelt worden iſt als diejenige des neuen, 
ſo ſoll in allen denjenigen Oberklaſſen, welche zwei oder 
mehr Schuljahre umfaſſen, zu Oſtern 1877 mit der Ge⸗ 
ſchichte des neuen, zu Oſtern 1878 aber mit der Ge: 
ſchichte des alten Teſtamentes begonnen werden. 


Eine ſpätere Aenderung der getroffenen 


Schulen mit größeren Klaſſenſyſtemen iſt darauf Be⸗ 


dacht zu nehmen, daß mit dem Unterrichte in der bib⸗ 


liſchen Geſchichte auf der Oberſtufe auch eine genauere 
Einführung der Kinder in die Bibelkunde ſich verbinde. 

Selbſtverſtändlich iſt der Unterricht in der bibliſchen 
Geſchichte auch auf der Unter- und Mittelſtufe zu pfle⸗ 


gen. Die Schulinſpektoren bezw. Schuldirigenten wer⸗ 
den aber darauf achten, daß dieſen Stufen nur eine der 
Faſſungskraft der Kinder angemeſſene allmählich an Um⸗ 
fang zunehmende Auswahl von Geſchichten geboten werde. 
3) Da einheitliche Beſtimmungen über die Behandlung des 


Katechismus » Unterrichtes für das ganze Land zur Zeit 
nicht angänglich erſcheinen, ſo fordern wir die Kreis— 
Schulinſpektoren auf, für die Oberſtufen derjenigen Schu⸗ 
len ihres Bezirkes, die eigenen Dirigenten nicht unter⸗ 
ſtellt ſind, den Lehrſtoff der verſchiedenen eingeführten 
Katechismen auf zweijährige Kurſe zu vertheilen und 
den Vertheilungsplan bis zum 1. Mai d. J. unſerer 
Genehmigung zu unterbreiten. 

An größeren Schulen mit eigenen Dirigenten haben 


die letzteren, ſo weit es in den eingereichten und geneh- 


migten Lehrplänen noch nicht geſchehen ſein ſollte, einen 
Lehrplan für den Katechismusunterricht aufzuſtellen. 

4) Die Einführung eines neuen Spruchbuches in den Volks⸗ 
ſchulen des Herzogthumes für Oſtern 1877 wird von 
uns vorbereitet. 

Deſſau, 4. Januar 1877. 

Herzoglich Anhaltiſche Regierung. 
Abtheilung für das Schulweſen. 
Oelze. 


Großherzogthum Baden. 


Landesherrliche Verordnung, die Vergütung der den Beamten 
und Augeſtellten bei Verſetzungen erwachſenden Unkoſten betreffend. 
Vom 30. April 1875. 


Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, 
Um die Beſtimmungen über die Ver⸗ 
gütung von Zugskoſten der Beamten und Angeſtellten den der⸗ 


Herzog von Zähringen. 


maligen Verhältniſſen anzupaſſen, haben Wir nach Anhörung 


\ 


Unſeres Staatsminifteriums unter Aufhebung Unferer Ver⸗ 
ordnung vom 26. Februar 1852 und der mit Unſerer Geneh⸗ 
migung erlaſſenen Verordnung des Finanzminiſteriums vom 14. 
Februer 1853 beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 
§. 1. Den im Staatsdienſte ſtehenden Beamten und den 
durch eine der oberen oder mittleren Staatsbehörden ernann— 
ten Angeſtellten, welche auf einen Dienſt verſetzt werden, der 
eine Veränderung ihres Wohnſitzes zur Folge hat, wird mit 
Ausnahme der im §. 11 erwähnten Fälle eine Vergütung der 
Zugskoſten gewährt 
§. 2. Dieſe Vergütung beſteht: 
J. Für Beamte und penſionsfähige Angeſtellte 
1. in einer ohne Rückſicht auf die zurückzulegende Wegſtrecke 
bemeſſenen Summe für allgemeine Unkoſten; 
in einem nach der Länge des zurückzulegenden Weges 
ſich richtenden Erſatze für Transportkoſten; 
3. im Falle des $. 8 in Zehrungskoſtenerſatz; 
4. im Falle des $. 9 in Miethzinsentſchädigung. 
II. Für nicht penſionsfähige Angeſtellte neben der even⸗ 


2. 


a tuellen Entſchädigung im Falle des §. S und des F. 9 an Stelle 
n 


der vorſtehend unter I. Ziffer 1 und 2 beſtimmten Vergütung 
in dem Erſatze der nachgewieſenen wirklichen Auslagen, ſoweit 
dieſe den Betrag der den penſionsfähigen Angeſtellten der VI. 
Dienſtklaſſe (§. 4) gewährten Vergütung nicht überſteigen. Als 
Erſatz des Aufwandes für die perſönlichen Bedürfniſſe iſt unter 
den wirklichen Auslagen die geordnete Diät und zwar bei le⸗ 
digen im einfachen, bei verheiratheten oder verwittweten Bedien⸗ 
ſteten im doppelten Betrage zu berechnen. 

8.3. Die Größe der nach I. Ziffer 1 und 2 des vorher- 
gehenden Paragraphen zu gewährenden Vergütungen richtet ſich 
nach den Dienſtklaſſen, in welche die Beamten und Angeſtell⸗ 
ten durch Unſere Verordnung vom 26. Februar 1874 bezüglich 
der Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen eingetheilt ſind. 

Von den nicht zum Bezuge des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
berechtigten Bedienſteten haben bei Umzügen zu erhalten 

die Bezirksärzte die Hälfte der Vergütung der III. 
Dienſtklaſſe, 

die mit Staatsdienereigenſchaft angeſtellten Bezirksaſſi⸗ 
ſtenzärzte die Hälfte der Vergütung der IV. Dienſtklaſſe, 

die Notare und Steuerperäquatoren die Vergütung 
der V. Dienſtklaſſe. 

Alle übrigen Beamte und penſionsfähige Angeſtellte, wel— 
chen ein Anſpruch auf Wohnungsgeldzuſchuß nicht zuſteht, er⸗ 


halten die Vergütung nach der IV. beziehungsweiſe nach der 


VI. Dienſtklaſſe. 

Die für die Vergütung von Zugskoſten feſtgeſetzte Klaſſen— 
eintheilung präjudizirt in keiner Weile dem Dienſtrange oder 
der dienſtlichen Stellung der Bedienſteten. 

F. 4. Die Vergütung beträgt bei verheiratheten oder ver⸗ 
wittweten Bedienſteten 


für allgemeine an Transportkoſten 


Koſten für jeden Kilometer 
der Dienſtklaſſe I. .. 400 M. 4 M. 50 Pf. 
4 FFF ae, 
5 SHE 822200, 3% % 20 „ 
55 5 E 1 „ 80 „ 
5 5 Verde, „ 

VI... 1 — 


77 17 77 „. 
Die Umzugskoſten werden ſtets nach den Anſätzen für die⸗ 
jenige Dienſtklaſſe vergütet, zu welcher der Diener vor der Ver⸗ 
ſetzung gehörte. 


— 
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Vorſtehender für den Transport auf der Land- oder Waſ⸗ 
ſer⸗Straße giltige Tarif erfährt in den Fällen, in welchen die 


Eiſenbahn benutzt werden kann, folgende Abänderungen: 


1. Liegt ſowohl der Ort des Abzuges als auch der Ort 


des Aufzuges weniger als drei Kilometer von der näd: 


ſten Güterſtation entfernt, ſo wird die Vergütung für 


allgemeine Koſten um 25 Prozent erhöht, dagegen 
die Streckenvergütung um 50 Prozent ermäßigt. 
2. Bei größerer Entfernung eines der beiden Orte wird 
die nach Ziffer 1 für den Eiſenbahntransport zur An⸗ 
wendung kommende Vergütung für allgemeine Ko— 


Streckenvergütung wird im erſteren Falle für die 
ganze Strecke der längeren Zufahrtsſtraße, im letzte 
ren Falle für die ganze Länge der beiden Zufahrtsſtra⸗ 
ßen der Straßentarif und für die dazwiſchen lie⸗ 
gende Eiſenbahnſtrecke in beiden Fällen die um 50 Pro⸗ 
zent ermäßigte Stredentare in Anwendung gebracht. 
In allen Fällen, in welchen nach dem Eiſenbahntarife für 
ſich allein oder nach dem mit dem Straßentarife kombinirten 
Tarife ſich eine höhere Zugskoſtenvergütung als bei Berechnung 
der Vergütung nach der kürzeſten Straße ergiebt, wird indeſſen 
nur letztere gewährt. 
§. 5. Ledige Bedienſtete erhalten an Stelle der im . 4 
beſtimmten Averſalvergütungen den Erſatz der nachgewieſenen 


wirklichen Auslagen, ſoweit dieſe die Hälfte der nach vorſte⸗ 
hendem Tarife feſtzuſetzenden Vergütung nicht überſteigen. Un⸗ 


ter den wirklichen Auslagen iſt als Erſatz des Aufwandes für 
die perſönlichen Bedürfniſſe die geordnete Diät zu berechnen. 
§. 6. Für die Beſtimmung der Länge der Straßen (Land: 
und Waſſerſtraßen), ſowie der Eiſenbahnen ſind die amtlichen 
Bekanntmachungen maßgebend. 
Bruchtheile von Kilometern bleiben außer Berechnung. 
Führen mehrere inländiſche Straßen oder Bahnlinien vom 


Orte des Wegzuges zu jenem des Aufzuges, ſo gilt die kürzeſte 


Strecke als maßgebend. 

Wird ſtatt der inländiſchen eine kürzere Straße oder 
Bahnlinie außerhalb Landes, wenn auch nur für den Trans⸗ 
vort des Hausrathes benutzt, ſo kommt nur die Länge der kür⸗ 
zeren Strecke in Betracht. 

§. 7. Wird ein Diener aus dem Penſionsſtande unter 
Zurückziehung der Penſion zur Dienſtthätigkeit berufen und des⸗ 
halb zum Umzuge genöthigt, fo ift für die Berechnung der 


Zugskoſtenvergütung die Dienſtſtelle maßgebend, welche er un- 


mittelbar vor ſeine 
det hat. 


Penſionäre, welchen als ſolchen ein Nebendienſt übertragen 


m Uebertritte in den Penſionsſtand beklei⸗ 


wird, erhalten eine Vergütung der Zugskoſten nach den Beſtim⸗ 


mungen des F. 2 II. 


befindet und vom 


Landes. 


ter 1 War ein verheiratheter oder verwittweter Bedienſte⸗ 
ch ſeiner Ankunft am Aufzugsorte genöthigt, mehr als 4 
Tage im zug genöthigt, meh 


ligt. Nothwendigkeit und Dauer des Aufenthaltes im Gaſt⸗ 


Gaſthauſe zuzubringen, fo wird ihm für dieſe Zeit, 
nach Abzug der erſten vier Tage, die ordentliche Diät bewil⸗ 


hauſe ſind nachzuweiſen. Bei einem vorausſichtlich länger als 
14 Tage nothwendigen Aufenthalte im Gaſthauſe hat der Be- 
dienſtete die ſpezielle Ermächtigung ſeiner vorgeſetzten Behörde 
zum Umzuge einzuholen, widrigenjalls der Zehrungskoſtenerſatz 
nur, für einen Aufenthalt im Gaſthauſe von 10 Tagen gelei⸗ 
ſtet wird. 

$. 9. Hat der verſetzte Diener für die Zeit, für welche 
er am Orte des Aufzuges Miethzins erlegen muß, auch ſolchen 
am Orte des Abzuges noch fortzuentrichten, ſo wird ihm 
letzterer inſoweit rückvergütet, als die Dauer der Miethe die 


ortsübliche nicht überſchreitet, für den zu entrichtenden Mieth⸗ 
ſten um 10 Prozent und wenn beide Orte mindeſtens 


drei Kilometer von den nächſten Güterſtationen entfernt 
liegen, um 20 Prozent erhöht. Zur Berechnung der 


zins nicht durch Aftermiethe Schadloshaltung erlangt werden 
kann und der Miethzins den doppelten Betrag des geſetzlichen 
Wohnungsgeldzuſchuſſes für diejenige Dienſtklaſſe, nach welcher 
für den Betreffenden die Zugskoſtenvergütung berechnet wird, 
nicht überſteigt. 

Ein ſolcher Aufwand iſt beſonders nachzuweiſen. 

§. 10. Wird ein Bedienſteter auf einen Dienſtpoſten au⸗ 

ßerhalb Landes verſetzt oder von einem ſolchen in das Groß: 
herzogthum zurückverſetzt, fo wird der wirklich erforderlich Zugs⸗ 
koſtenaufwand vergütet oder für dieſen ein den Umſtänden ent⸗ 
ſprechender Averſalbetrag angewieſen. Für Umzüge von Ber 
dienſteten der Eiſenbahn- und Zollverwaltung, welche an be⸗ 
nachbarten Orten außerhalb Landes ihren Stationsort haben, 
finden jedoch die Beſtimmungen der vorhergehenden Paragra: 
phen Anwendung. 

§. 11. Eine Zugskoſtenvergütung wird nicht gewährt 

J. bei der erſtmaligen Anſtellung in einem Dienſte der Zi- 
vilſtaatsverwaltung des Großherzogthumes ($. J). 

Als erſtmalige Anſtellung gilt auch die Wiederanſtel⸗ 
lung ſolcher Perſonen, welche aus einem Dienſte der 
Zivilſtaatsverwaltung entlaſſen oder freiwillig ausgetre⸗ 
ten waren. 

2. bei einer Verſetzung zur Strafe, ſofern nicht die Dienſt⸗ 
polizeibehörde nach den Umſtänden des Falles die Ver: 
gütung der Zugskoſten ganz oder theilweiſe ausdrücklich 
bewilligt. 

§. 12. Gegenwärtige Verordnung findet auf die am Tage 

der Verkündigung in Ausführung begriffenen oder ſpäter ftatt- 
findenden Umzüge von Staatsbedienſteten Anwendung. 

Gegeben zu Karlsruhe, den 30. April 1875. 

Friedrich. 
Ellſtätter. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl: 
Gaier. 3 


Verfügung des Groſtherzoglichen Schulrathes, die Konſtatirung 
der Zwiſchengefülle erledigter Schulſtellen betreffend. 
Vom 6. Dezember 1876. 1 


Nachdem die auf Grund des F. 65 des Volksſchulgeſetzes 


vom 28. Auguſt 1835 früher ſtattgehabte Erhebung von Zwi— 

Als Ort des Abzuges gilt der Wohnſitz des Penſionäres, 
und wo dieſer Wohnſitz außerhalb des Großherzogthumes ſich 
land Orte des Aufzuges entfernter iſt, als der 
oe inländiſche Wohnſitz, dieſer letzte Wohnſitz innerhalb 


ſchengefällen erledigter Unterlehrerſtellen für den Schullehrer⸗ 
Penſions- und Hilfsfond mit der Wirkſamkeit des Elementare 
Unterrichtsgeſetzes vom 8. März 1868 in Wegfall gekommen, 
iſt auch unſere über jenen Gegenſtand getroffene allgemeine An⸗ 


ordnung vom 21. Januar 1865 Nr. 1099 hinfällig geworden, 


und ſind hinſichtlich der Behandlung des Einkommens der Un⸗ 
terlehrerſtellen während ihrer Vakatur nunmehr lediglich die Be⸗ 
ſtimmungen in $. 7 der Miniſterial-Verordnung vom 27. Fe⸗ 
bruar 1869 maßgebend. 

Behufs der Konſtatirung der dem Schullehrer-Penſions⸗ 
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und Hilfsfond forthin zukommenden Einkommensüberſchüſſe er⸗ 


ledigter Hauptlehrerſtellen ſehen wir uns im Hinblicke auf 
§. 87 Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. März 1868), die SS. 4 und 
5 der Miniſterialverordnung vom 27. Februar 1869 und auf 
die 88. 42, 50 und 55 des Geſetzes vom 19. Februar 18745) 
veranlaßt, 
April 1863 Nr. 3585 folgende Anordnung zu treffen: 

1. Mit der Anzeige über den Dienſtantritt des auf eine 
erledigte Volksſchulhauptlehrerſtelle neu ernannten Hauptlehrers 
iſt jeweils zugleich darüber zu berichten: 

a. mit welchem Tage der abgegangene Hauptlehrer aus 
dem innegehabten Schuldienſte und dem damit verbun— 
denen Einkommen getreten iſt; 

b. ob die erledigte Stelle für die ganze Dauer oder für 


welchen Abſchnitt der Vakaturzeit durch einen eigenen 


Schulverwalter verſehen wurde, oder ob und für welche 


unter Aufhebung unſerer Generalverfügung vom 9. 


Schulaufſichtsbehörde beglaubigten Eingaben, 


Zeit der Vakatur eine Mitverſehung durch andere und 
welche Lehrer oder aber gar keine Dienſtverſehung ftatt: | 


gefunden hat. 
2. Hat eine zu Vergütungsanſpruch berechtigende Mitver⸗ 


ſehung ſtattgefunden, für welche die Koſten noch nicht berechnet 


und angewieſen ſind, ſo iſt von den betheiligten Lehrern eine 
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im Einkommen dieſer Stelle ſelbſt keine Aenderung eintritt, 
welche nach §. 59 Abſ. 4 des Geſetzes eine Minderung oder 
Zurückziehung derſelben zur Folge haben müßte, unverändert 
fortentrichtet, ohne daß es hierzu alljährlich einer beſonderen 
Meldung von Seiten des betreffenden Lehrers bedarf. 
Diejenigen Volksſchulhauptlehrer aber, welche ſich zur Ein⸗ 
weiſung in den Genuß einer erſtmaligen Perſonalzulage oder 
in einen höheren Betrag derſelben für geſetzlich berechtigt hal— 
teu, haben ihre desfallſigen Anſprüche in von der örtlichen 
in welchen ihr 
jährliches Einkommen an feſtem Gehalte und Schulgeld, ſodann 
der Tag ihrer erſtmaligen definitiven Anſtellung und des An⸗ 
trittes ihrer zeitlichen Stelle anzugeben iſt, zu begründen. 
Desgleichen haben die Hauptlehrer, welche im Laufe des 
Bezugsjahres gegen ihren Willen im Intereſſe des Dienſtes ver— 
ſetzt wurden, und auf Grund des S. 59 Abſ. 7 des Geſetzes 
Anſpruch auf Fortbezug ihrer Perſonalzulage machen zu können 
glauben, dieſen Anſpruch in beſonderen Eingaben, in welchen 


das Einkommen ſowohl der verlaſſenen als der neu bezogenen 


nach Abſchnitt I. der Miniſterialverordnung vom 17. Juli 1874 


eingerichtete Berechnung derſelben zu erheben und mit vor— 
zulegen. 
3. Die Erſtattung dieſer Anzeigen und eventuell Vorlagen 


neuen Hauptlehrers durch die örtliche Schulaufſichtsbehörde an 
die vorgeſetzte Kreisſchulviſitatur zu erfolgen, 
dieſe Vorlagen prüfen und ſolche — nöthigenfalls nach erfolg- 
ter Richtigſtellung — ohne Verzug hierher einſenden wird. 
Karlsruhe, den 6. Dezember 1876. 
Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 
Kramer. 

die Großh. e de und die ört⸗ 


lichen Aufſichtsbehörden der Volksſchulen. 
Nr. 17,123. N 


gen der Hauptlehrer an Volksſchulen betreffend. 
Vom 9. Dezember 1876. 


Zum Vollzuge des §. 59 des Geſetzes vom 19. Februar 
1874 wird mit Ermächtigung Großh. Miniſteriums des Innern 
vom 13. d. Mts. Nr. 17895 unter Aufhebung des §. 13 der 


welche ihrerſeits 


| 


Schulſtelle nachzuweiſen ift, geltend zu machen. 

3. Die nach O. Z. 2 Abſ. 2 und 3 erforderlichen Einga⸗ 
ben find ſpäteſtens bis 1. April jeden Jahres bei den vorge— 
ſetzten Kreisſchulviſitaturen einzureichen. Letztere haben dieſe 
Eingaben zu ſammeln und ſolche mit gutachtlichem Berichte 
über das ſittliche Verhalten und die Leiſtungen der Bewerber 


A 4 | 15. il j 8 
wegen Mitverſehung hat alsbald nach dem Dienſtantritte des auf den 15. April jeden Jahres anper vorzulegen oder nber, 


wenn keine ſolche Geſuche eingekommen ſein ſollten, Fehlanzeige 
zu erſtatten. 
Karlsruhe, den 19. Dezember 1876. 
Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 


Nr. 17714. Krapf. 


Verordnung, die Vergütung für Zugs- und Reiſekoſten der Leh⸗ 
rer an Volksſchulen betreffend. Vom 19. Dezember 1876. 


Zum Vollzuge der die Zugs- und Reiſekoſten⸗Vergütungen 


der Lehrer betreffenden Beſtimmungen der §§. 36 und 79 des 
Verfügung des Großherzoglichen Schulrathes, die Perſonalzula- 


Verordnung vom 27. November 1868 den Volksſchulbehörden 


und Lehrern Folgendes zur Nachachtung bekannt gegeben: 
1. Das Bezugsjahr für die Perſonalzulagen der Volks— 
ſchulhauptlehrer läuft vom 1. Mai zum 1. Mai, 


und beginnt 


daher der Bezug für diejenigen Lehrer, bei welchen die geſetzli⸗ 


chen Vorausſetzungen dazu zwiſchen 1. Mai und 1. November 
eintreten, mit letzterem Tage und für diejenigen, bei welchen 
jene Vorausſetzungen zwiſchen 1. November des einen und 1. 


Mai des folgenden Jahres eintreten, mit 1. Mai des letzteren 


Jahres. 

Die Perſonalzulagen werden alljährlich auf 1. 
das bis dahin abgelaufene Bezugsjahr von der dieſſeitigen Be⸗ 
hörde konſtatirt und zur Zahlung angewieſen. 

2. Die einmal bewilligte Perſonalzulage wird, 
ſich der er Lehrer auf der gleichen Hauptlehrerſtelle befindet, 


— Deutſche Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1873 Nr. 9 u. ff. 
) Deutſche Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1874 Nr. 14 u. ff. 


Mai für 


ſolange 
und 


Elementarunterrichtsgeſetzes vom 8. März 18688) wird unter 


Aufhebung der $8. 1—5 der Verordnung vom 27. November 


1868 verordnet, was folgt: 

§. 1. Wenn ein Hauptlehrer Vergütung der Zugskoſten 
anzuſprechen hat ($. 36 Abi. 2 des Geſetzes), fo wird ſolche 
durchweg nach den Beſtimmungen der landesherrlichen Verord— 
nung vom 30. April 1875 und zwar, ſofern nicht nach $. 5 
dieſer Verordnung etwa nur die erwachſenen wirklichen Ausla⸗ 
gen zu vergüten find, mit Zugrundlegung der Tarifſätze der 
VI. Dienſtklaſſe bemeſſen. 

F. 2. Schulgehilfen erhalten eine Zugskoſtenvergütung in 
der Regel nur dann, wenn die Verſetzung weder auf ihr An⸗ 
ſuchen, noch in Folge eines Verſchuldens von ihrer Seite aus- 


geſprochen wurde. 


Bei der erſtmaligen Verwendung ſowie bei der Wiederver⸗ 
wendung nach erfolgtem Austritte oder nach erhaltenem Ur⸗ 
laube werden in der Regel keine Zugskoſten vergütet. 

Ausnahmsweiſe kann eine ſolche Vergütung namentlich 
dann bewilligt werden, wenn eine Verwendung blos zur vor⸗ 
übergehenden Aushilfe erfolgte und der Betreffende am Schluſſe 
derſelben wieder außer Dienſt geſetzt wird. 


) Deutſche Schulgefeg-Samml. Jahrg. 1873 Nr. 9 u. ff. 


E Zi ne EN 
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in dem Erſatze der nachgewieſenen Auslagen und zwar 


§. 3. Die Zugskoſtenvergütung der Schulgehilfen beſteht 


a. für verheirathete und verwittwete Schulgehilfen bis zum 


Betrage der nach §. 4 der angeführten Verordnung vom 30. 
April 1875 berechneten tarifmäßigen Vergütung der VI. Dienſt⸗ 


klaſſe. 

b. für Schulgehilfen ledigen Standes bis zum hälftigen 
Betrage dieſer tarifmäßigen Vergütung. 

Unter den wirklichen Auslagen iſt für die perſönlichen Be⸗ 
dürfniſſe für jeden angefangenen, zum Umzuge nöthiger— 
weiſe verwendeten Tag die volle geordnete Diät von 5 M., 
und zwar bei ledigen Schulgehilfen im einfachen, bei verheira⸗ 
theten oder verwittweten Schulgehilfen aber im doppelten Be⸗ 
trage in Anſatz zu bringen. 

Für ſeine Perſon und Familie darf der Schulgehilſe bei 
Benutzung der Eiſenbahn die Taxen der dritten Wagenklaſſe 
und im Uebrigen die Taxen der regelmäßigen Poſtverbindun⸗ 
gen in Anrechnung bringen. Wo ſolche Verkehrsmittel fehlen 
und die Eutfernung über 12 Kilometer beträgt, oder der Weg 


aus beſonders namhaft zu machenden Gründen nicht zu Fuß 


zurückgelegt werden kann, iſt der Schulgehilfe berechtigt, die 
voraus zu verakkordirenden Koſten eines einſpännigen Fuhr⸗ 
werkes in Anſpruch zu nehmen. 

§. 4. Längſtens 4 Wochen nach dem Eintreffen in dem 
neuen Beſtimmungsorte ſoll der Lehrer, welcher Anſpruch auf 
Zugskoſtenvergütung hat, die nach obigen Beſtimmungen ein⸗ 
gerichtete Berechnung derſelben beziehungsweiſe das Auslagen⸗ 
verzeichniß auf dem geordneten Wege dem Oberſchulrathe zur 
Prüfung und Zahlungsanweiſung vorlegen. Dem Auslagen: 
verzeichniſſe find, ſowoit thunlich, und namentlich für benutzte 
beſondere Fuhrwerke Belege anzuſchließen, und muß daſſelbe 
ferner Tag und Stunde der Abreiſe und der Ankunft ſowie 
eine Angabe darüber enthalten, ob der Anſpruchsberechtigte 
verheirathet, derwittwet oder ledigen Standes iſt. 

§. 5. Etwaige Bezüge für Dienſtreiſen richten ſich, fo weit 
nicht befordere Beſtimmungen getroffen find, nach der landes⸗ 
herrlichen Verordnung vom 5. November 1874. 

Katsruhe, den 19. Dezember 1876. 

Großherzogliches Miniſterium des Innern. 
Stöſſer. 


Königreich Bayern. 

Kiniſterial⸗Erlaß, die Diäten der Diſtrikts⸗Schulinſpektoren für 
die Vornahme der Schulviſitationen betreffend. 

Vom 6. Jauuar 1877. 
Staatsminiſterum des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. Auf den Bericht im bezeichneten 
Betreffe vom 11. Oktober v. J. wird nach vorgängigem Beneh⸗ 
men und im Einverſtändniſſe mit dem k. Staatsminiſterium 
der Finanzen zur Entſchließung erwidert, daß hinſichtlich der 
rechneriſchen Prüfung der Liquidationen der Diſtrikts-Schul⸗ 
Inſpektoren die Anordnungen der Bekanntmachung vom 2. 
März 1875, die Aufrechnung der Taggelder und Reiſekoſten 
bei auswärtigen Dienſtgeſchäften der Beamten und Bedienſteten 
des Zivilſtaatsdienſtes betreffend — Finanz-Miniſt.⸗Bl S. 46 
— außer Anwendung zu bleiben haben und es hierwegen bei 
dem ſeitherigen, durch die Entſchließung des k. Staatsminiſte⸗ 
riums des Innern vom 8. März 1839 Nr. 4664 — Döllinger 


V. O. Samlg. Bd. 24. S. 321 — geregelten Verfahren belaſ⸗ 
ſen werden kann. 
München, den 6. Januar 1877. 
gez. Dr. von Lutz. 
Der Generalſekretär: 
Miniſterialrath 


An gez. v. Bezold. 


die k. Regierung, Kammer des 
Innern von Oberbayeru. 
Nr. 70. 


Miniſterial⸗Erlaß, die gewerbliche Fortbildungsſchule in Sch. be⸗ 
treffend. Vom 8. Januar 1877. 

Staatsminiſterium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. Auf den Bericht vom 9. Septem⸗ 
ber v. J. bezeichneten Betreffs wird der k. Regierung, Kammer 
des Innern, im Einverſtändniſſe mit dem k. Staatsminiſterium 
des Innern Nachſtehendes erwidert: 

Nach S. 142 der Reichsgewerbeordnung find die Ortsſta⸗ 
tuten in den von dieſem Geſetze als zuläſſig erklärten Fällen 
auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes abzufaſſen. 

Die beiden im Geſetze gebrauchten Ausdrücke „Ortsſtatut“ 
und „Gemeindebeſchluß“ ſind aus der preußiſchen Landesgeſetz⸗ 
gebung herübergenommen und daher in jenem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen, welcher ihnen nach dieſer Geſetzgebung zukömmt. 

Nach preußiſchem Rechte aber ſind Ortsſtatuten ſolche An— 
ordnungen, welche die allgemeinen Vorſchriften für die einzelnen 
Gemeinden nach Maßgabe ihrer Beſonderheiten in den geſetzlich 
zuläſſigen Fällen ergänzen. Die Ortsſtatuten find von der Ge- 
meinde durch Gemeindebeſchluß, in Städten durch Beſchluß des 
Magiſtrates und der Stadtverordnetenverſammlung aufzuſtellen 
und bedürfen durchweg höherer Genehmigung. Unter Gemein⸗ 
debeſchlüſſen werden nach der preußiſchen Geſetzgebung Beſchlüſſe 
der Gemeindeverſammlung, beziehungsweiſe der dieſe vertreten 
den Gemeindeverordneten verſtanden. - 

Demgemäß iſt im Sinne des F. 142 der Reichsgewerbe— 
ordnung unter dem in dieſem Paragraphen gebrauchten Aus⸗ 
drucke „Gemeindebeſchluß“ der Beſchluß der Gemeindeverſamm⸗ 
lung, beziehungsweiſe, ſoviel die Gemeinden mit ſtädtiſcher Ver⸗ 
faſſung anlangt, der dem Beſchluſſe des Magiſtrates beiſtim⸗ 
mende Beſchluß der Gemeindebevollmächtigten zu verſtehen. 

Im gegebenen Falle iſt die Erlaſſung des die Einführung 
obligatoriſchen Fortbildungsunterrichtes bezweckenden Ortsſtatu⸗ 
tes und hiermit in Verbindung die Aufhebung der Sonn- und 
Feiertagsſchule zu Sch. lediglich vom Gemeindeausſchuſſe beſchloſ— 
ſen worden. 

Dieſer Beſchluß erſcheint nach dem oben Dargelegten nicht 


als genügend, ſondern bedarf noch der Zuſtimmung der Ge— 


meindeverſammlung. 

Die k. Regierung, Kammer des Innern, erhält daher die 
einbeförderten Verhandlungen mit dem Auftrage zurück, die im 
vorliegenden Falle geſetzlich erforderliche Beſchlußfaſſung der Ge— 
meindeverſammlung zu veranlaſſen und eventuell die hiernach 
ergänzten Akten wieder vorzulegen. — 

München, den 8. Januar 1877. 

gez. Dr. von Lutz. 
Der General-Sekretär: 
Miniſterialrath 
An e gez. v. Bezold. 


die k. Regierung, Kammer des Junern, von N. 
Nr. 13272 


UL, 


| 
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Freiſtaat Lübeck. 


. für Lehrerinnen und Schulvorſteherinnen. 
Vom 21. Dezember 1876. 


ſetzes vom 29. September 1866, das Unterrichtsweſen im Lü⸗ 


beckiſchen Freiſtaate betreffend, hat das Ober⸗Schulkollegium in 


Betreff der Prüfung von Schulvorſteherinnen und Lehrerinnen 


für Volksſchulen ſowie für mittlere und höhere Mädchenſchulen 
die nachſtehenden Anordnungen zu erlaſſen beſchloſſen: 
I, Prüfung der Lehrerinnen. 

§. 1. Die Prüfung wird vor einer vom Ober : Schulfolle- 
gium ernannten Kommiſſion abgelegt, welcher der Schulrath 
und mindeſtens noch vier andere Fachmänner angehören müſſen. 

§. 2 Die Prüfung der Lehrerinnen für Volksſchulen iſt 
mit derjenigen der Lehrerinnen für mittlere und höhere Mäd— 
chenſchulen zu verbinden. 

F. 3. Jährlich findet in der Regel eine Prüfung Statt. 
Der Termin derſelben wird von dem Ober⸗Schulkollegium feſt⸗ 
geſetzt und bekannt gemacht. 

§. 4. Zu der Prüfung werden nur ſolche Bewerberinnen 
zugelaſſen, welche das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben. 

§. 5. Die Meldung zur Prüfung muß ſpäteſtens vier Wo: 
chen vor dem angeſetzten Termine bei dem Ober-Schulkollegium 
erfolgen, unter der beſtimmten Angabe, 
Volksſchulen oder für mittlere und höhere Mädchenſchulen ge— 
wünſcht wird. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1) ein ſelbſtgefertigter und ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf, 
auf deſſen Titelblatte der vollſtändige Name, der Ge— 
burtsort, das Alter, 
Konfefſion, der Wohnort und die Wohnung der Be— 
werberin angegeben iſt; 

2) ein Geburts- oder Taufſchein; 

3) die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schulbil⸗ 
dung, etwaige Lehrthätigkeit und etwa ſchon beſtan⸗ 
dene Prüfungen; 

4) ein amtliches Führungszeugniß; 


5) ein ärztliches Zeugniß darüber, daß ſich aus dem Ge: | 


ſundheitszuſtande der Bewerberin ein Hinderniß ge: 
gen Uebernahme eines Lehramtes nicht ergiebt. 


Vor Beginn der Prüfung haben ſich die Bewerberinnen 


den Mitgliedern der Kommiſſion perſönlich vorzuſtellen. 


Die Prüfung iſt eine theoretiſche — ſchriftliche und 


mündliche — und eine praktiſche. 

§. 7. In der ſchriftlichen Prüfung haben ſämmtliche 
Bewerberinnen einen deutſchen Aufſatz anzufertigen und einige 
Rechenaufgaben zu löſen. Diejenigen, welche die Befähigung 
für mittlere und höhere Mädchenſchulen erlangen wollen, haben 
auch ein franzöſiſches und ein engliſches Exerzitium zu fertigen. 

§. 8. Die Aufgaben werden von der Kommiſſion beſtimmt. 
Bei den Ueberſetzungen in eine fremde Sprache iſt der Gebrauch 
des Wörterbuches geſtattet. 

§. 9. Die Arbeiten ($. 7) werden unter Aufſicht und in 
Klauſur gefertigt. Für die deutſche Arbeit ſind drei, für Rech— 
nen und die Exerzitien je zwei Stunden beſtimmt. 

$. 10. Die mündliche Prüfung wird vor der geſammten 
Kommiſſion abgelegt und verbreitet ſich über die Erziehungs: 
und Unterrichtslehre, ſowie über ſämmtliche obligatoriſche Lehr: 
gegenſtände der Volksſchule, bezw. der mittleren und höheren 
Mädchenſchule. 


ob die Prüfung für 


die Religion, beziehungsweiſe 
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8. 11. Die praktiſche Prüfung (Probelektion) wird thunlichſt 
in einer Mädchenſchule derſelben Kategorie abgelegt, für welche 


die Bewerberin die Befähigung erlangen will. 
Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen im Art. 34 des Ge: | 


Die Aufgaben werden von der Kommiſſion beſtimmt und 
den Bewerberinnen ſpäteſtens 24 Stunden vor dem für Able— 
gung der Probelektion beſtimmten Termine gegeben. 


Für jeden Gegenſtand iſt eine ſchriftlich ausgearbeitete Dis: 


poſttion einzureichen. 


§. 12. Von den Bewerberinnen, 
für Volksſchulen erlangen wollen, 
genſtänden nachzuweiſen: 


1) In der Religion: Bekanntſchaft mit der heiligen 
Geſchichte alten und neuen Teſtamentes in ihrem Zu⸗ 
ſammenhange, ſowie mit den Hauptthatſachen der 
Kirchengeſchichte, Kenntniß des Schauplatzes der hei— 
ligen Geſchichte. Die Bewerberin muß im Stande 
ſein, eine bibliſche Geſchichte im Anſchluſſe an die 
Ausdrucksweiſe der Bibel — ohne indeß an den 
Wortlaut gebunden zu ſein — frei zu erzählen und 
über den religiöſen und ſittlichen Inhalt derſelben 
Auskunft zu geben. Sie muß den Katechismus ih⸗ 
rer Kirche kennen, über den Sach- und Werthinhalt 
deſſelben Auskunft zu geben vermögen, zu ſeiner Er: 
klärung Bibelſprüche, bibliſche Erzählungen, Liederverſe 
und Lieder heranzuziehen wiſſen, und eine Anzahl 
geiſtlicher Lieder mit richtigem Verſtändniſſe aus dem 
Gedächtniſſe wiedergeben und erklären können. 

Im Deutſchen: Vertrautheit mit der Methodik des 


Leſe- und Sprachunterrichtes, einige Kenntniß von 
den Hauptwerken der poetiſchen Literatur, nähere Be⸗ 


kanntſchaft mit den Jugendſchriften. 

Die Bewerberin muß Stoffe, welche dem Unter⸗ 
richtsgebiete der Volksſchule angehören, ſowohl münd— 
lich wie ſchriftlich zuſammenhängend darftellen kön⸗ 
nen, mit den Regeln der Rechtſchreibung und Gram— 
matik vertraut ſein und dieſelben ſicher ind richtig 
anzuwenden wiſſen. 


3) Im Rechnen: Fertigkeit im ſchriftlichen und m Kopf: 

Rechnen mit ganzen Zahlen, mit gemeinen um Dezi⸗ 

malbrüchen, Kenntniß der bürgerlichen Rechnugsar⸗ 

ten und der Raumberechnungen, ſowie Einſicht en die 

Methode und die Fähigkeit, das eingeſchlagene zer— 

fahren darzuſtellen und zu begründen. 

In der Geſchichte: Bekanntſchaft mit den Haut— 

thatſachen der allgemeinen, beſonders der neuere 

deutſchen Geſchichte. 

In der Geographie: neben einer ſpezielleren Be— 

kanntſchaft mit Deutſchland, eine allgemeine Kennt⸗ 

niß der politiſchen Geographie der fünf Erdtheile und 
der Hauptſachen aus der phyſiſchen und aus der ma⸗ 
themgtiſchen Geographie. Die Bewerberin muß die 
gebräuchlichſten Lehrmittel, wie Atlanten, Globen, 

Tellurien kennen und anzuwenden wiſſen. 

) Ju der Naturbeſchreibung: Bekanntſchaft mit 
der Naturgeſchichte der drei Reiche, namentlich mit 
den hervorſtechenden Typen und Familien, ſowie mit 
den Kultur- und Giftpflanzen, vorzugsweiſe mit de⸗ 
nen aus der Heimath; nähere Einſicht in ein bota⸗ 
niſches Syſtem, allgemeine Bekanntſchaft mit den an⸗ 
deren, ſowie mit der Bildung und dem Baue der 


welche die Befähigung 
iſt in den einzelnen Lehrge⸗ 
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Erdrinde. Kenntniß der zweckmäßigſten Hilfsmittel 
für den Unterricht, Abbildungen, Nachbildungen u. dgl. 

7) In der Naturlehre: Allgemeine Bekanntſchaft mit 
der Phyſik und den Elementen der Chemie, gewon⸗ 
nen auf der Grundlage des Experimentes. 


8) In der Pädagogik: Bekanntſchaft mit den allge⸗ 


meinen Grundſätzen der Erziehung und des Unter: | 
richtes, und überſichtliche Kenntniß der Entwickelung 
des Erziehungs- und Unterrichtsweſens in den letzten 


drei Jahrhunderten. 
9) Im Geſange: Sicherheit im Singen eines vorge— 


legten Kirchen-, Schul- und Volksliedes und Bekannt⸗ 


ſchaft mit der Geſanglehre. 


10) Im Zeichnen, Turnen und den weiblichen 
Handarbeiten: Einſicht in die Methode des be— 
treffenden Unterrichtes und Bekanntſchaft mit den we⸗ 
ſentlichſten Lehrmitteln für denſelben. 

Bewerberinnen, welche die Befähigung für den Un: 
terricht in den unter 10 genannten Gegenſtänden zu 
erwerben wünſchen, haben auch die techniſche Fertig⸗ 
keit in denſelben nachzuweiſen. 

§. 13. Bewerberinnen, welche die Befähigung für mittlere 
und höhere Mädchenſchulen erwerben wollen, haben außer den 
im F. 12 bezeichneten Kenntniſſen und Fertigkeiten noch nach⸗ 
zuweiſen: 

1) Im Deutſchen: Korrektheit und Gewandtheit in zu⸗ 
ſammenhängender mündlicher und ſchriftlicher Dar: 


ſtellung; überſichtliche Bekanntſchaft mit der Literatur: | 


geſchichte und mit der Jugendliteratur, eingehendere 
Kennkniß einiger Hauptwerke der Dichtung, Kenntniß 
der verſchiedenen Redeformen, der Dichtungsarten 
und der bekannteſten Versweiſen (Metra). 

2) Im Franzöſiſchen und im Engliſchen: Korrekle 
Ausſprache, Kenntniß der Grammatik und Sicherheit 
in der Anwendung derſelben; die Fähigkeit, die in 
höheren Mädchenſchulen eingeführten Schriſtſteller ohne 
Vorbereitung zu überſetzen und leichte Stoffe im We⸗ 
ſentlichen richtig, ſowohl mündlich wie ſchriftlich, dar⸗ 
zuſtellen; allgemeine Kenntniß der Literaturgeſchichte. 

3) In der Geſchichte: Bekanntſchaft mit der allgemei⸗ 
nen, zuſammenhängende Kenntniß der deutſchen Ge: 
ſchichte, beſonders der neueren. 

K. 14. Ueber die Ergebniſſe der Prüfung in den einzel⸗ 
nen Gegenſtänden wird ein Protokoll geführt. 


ſehr gut, gut, 


ſcheidung darüber, ob die nachgeſuchte Befähigung zu ertheilen 
er zu verſagen fei, hängt von dem Geſammtergebniſſe der 
Prüfung ab. Wer jedoch den Anforderungen des §. 12 in der 
Religion, im Deutſchen oder im Rechnen nicht genügt, kann 
er Befähigung, wer den Anforderungen des $. 13 in bei- 
lere 3 höhere Mädchenſchulen erlangen. 

3. 15. 


Bewerberinnen ein Zeugniß über die Befähigung zum Unter⸗ 


richte an Volks⸗ bezw. an mittleren und höheren Mädchenſchulen. 


In den 
einzelnen Le 
dikat (eine 


N Zeugniſſe wird das Ergebniß der Prüfung in den 
hrgegenſtänden angegeben. In ein Geſammt-Prä⸗ 
Zeugnißnummer) werden dieſe Urtheile nicht zuſam⸗ 


mengefaßt. 


Die Leistungen in denſelben werden nach den Prädikaten: 
genügend, nicht genügend beurtheilt. Die Ent: | 


fremden Sprachen nicht genügt, keine Befähigung für mitt- 


Auf Grund der beſtandenen Prüfung erhalten die 


II. Prüfung der Schulvorſteherinnen. 
F. 16. Die Prüfung der Schulvorſteherinnen wird vor der 
in Gemäßheit des §. 1 ernannten Kommiſſion abgelegt. 
§. 17. Die Termine für die Prüfung werden im Ans 
ſchluſſe an diejenigen für die Lehrerinnen-Prüfung von dem 
Ober⸗Schulkollegium feſtgeſetzt. 
§. 18. Zu der Prüfung werden nur ſolche geprüfte Lehre⸗ 
rinnen zugelaſſen, welche den Nachweis ihrer ſittlichen Unbes 
ſcholtenheit und ihrer körperlichen Befähigung, ſowie einer min⸗ 
deſtens fünfjährigen Lehrthätigkeit zu führen vermögen und 


mindeſtens zwei Jahre in Schulen unterrichtet haben. 


8.19. Die Meldung geſchieht bei dem Ober-Schulkolle⸗ 
gium mindeſtens 3 Monate vor dem für die Prüfung angeſetz⸗ 
ten Termine. Der Meldung ſind außer den in §. 5 erwähnten 
Zeugniſſen diejenigen über die bisherige Lehrthätigkeit beizu⸗ 
fügen. 


8.20. Die Bewerberinnen erhalten von dem Ober⸗Schul⸗ 


kollegium das Thema zu einem Auflage aus der Erziehungs: 
und Unterrichtslehre, welchen ſie binnen einer Friſt von acht 


Wochen zu bearbeiten haben. Der eingereichten ſelbſtgeſchrie⸗ 
benen Arbeit iſt die Verſicherung beizufügen, daß keine anderen 
als die angegebenen Hilfsmittel benutzt ſeien. 

§. 21. Die mündliche Prüfung hat die Geſchichte der Pä⸗ 
dagogik, das ganze Gebiet der Erziehungs- und Unterrichtslehre, 
vorzüglich aber die ſpezielle Methodik und die Kenntniß der 
Lehrmittel zum Gegenitande. 

Wo das Zeugniß über die Lehrerinnen-Prüfung Lücken in 
den poſitiven Kenntniſſen anzeigt, oder wo ſolche während der 
Prüfung über die methodiſche Behandlung der einzelnen Lehr: 
gegenſtände erſichtlich werden, geht die Prüfung auch auf dieſe 
nochmals ein. 

Außerdem haben Lehrerinnen, welche nur die Befähigung 
für den Unterricht an Volksſchulen erworben haben, wenn ſie 
Vorſteherinnen mittlerer und höherer Mädchenſchulen zu wer⸗ 
den wünſchen, die Prüfung in Bezug auf die im $. 13 bezeich⸗ 
neten Forderungen in der deutſchen, der franzöſiſchen und der 
engliſchen Sprache, ſowie in der Geſchichte nachzuholen. 

§. 22. Auf Grund der beſtandenen Prüfung erhalten die 
Bewerberinnen das Zeugniß, daß ſie zur Leitung von Volks⸗ 
ſchulen für Mädchen, beziehungsweiſe von mittleren und höhe⸗ 
ren Mädchenſchulen befähigt ſeien. 

§. 23. Jede Bewerberin hat vor ihrem Eintritte in die 
Prüfung eine Gebühr von 12 Mark zu zahlen. 

Die gegenwärtige Prüfungs-Ordnung tritt mit dem 15. 
Januar 1877 in Kraft. 

Lübeck, den 21. Dezember 1876. 

Das Ober-Schulkollegium. 


Königreich Preußen. 

Miniſterial⸗Erlaß, den Gebrauch von Dienſtſiegeln in Schulin⸗ 

ſpektions⸗Sachen betreffend. Vom 26. Oktober 1876. 

Berlin, den 26. Oktober 1876. 

Auf den Bericht vom 23. v. M. wegen eines Dienſtſiegels 
für den Stadtſchuldirektor N. zu N., welchem die Kreis- und 
Lokal⸗Schulinſpektion über die Elementarſchulen ſeines Wohn: 
ortes kommiſſariſch und widerruflich übertragen worden iſt, er: 
öffne ich der Königlichen Regierung, daß es zu weit führen 
würde, alle diejenigen Perſonen, welche die ſtaatliche Kreis⸗ 
oder Lokal⸗Schulinſpektion im Nebenamte oder kommiſſariſch 


jeder Zeit widerruflich führen, mit beſonderen Dienſtſiegeln oder 
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Dienſtſtempeln auf Staatskoſten ausſtatten zu wollen, zumal in 
den in Betracht kommenden Beziehungen die Verhältniſſe man- 
nigfach wechſeln. Es iſt daher bis jetzt unbedenklich gefunden 
und unter Umſtänden ausdrücklich darauf hingewieſen worden, 
daß Geiſtliche oder andere Perſonen, welche Schulinſpektionen 
im Nebenamte oder kommiſſariſch jeder Zeit widerruflich ver⸗ 
walten, ſich in den Schulaufſichtsgeſchäften der Kirchen- oder 
ſonſtiger geeigneter Siegel bedienen. Es kann daher auch dem 
Stadtſchuldirektor und kommiſſariſchen Kreis- und Lokal⸗Schul⸗ 
inſpektor N. nur überlaſſen bleiben, eins der ihm zur Verfü⸗ 
gung ſtehenden Dienſtſiegel auch in den Schulauſſichtsgeſchäften 
zu gebrauchen, wobei ich bemerke, daß übrigens meinerſeits 
nichts dagegen zu erinnern ſein würde, wenn derſelbe ſich für 


die gedachten Geſchäfte eines nicht auf Staatskoſten zu beichaf: | 


fenden beſonderen Kreis-Schulinſpektionsſiegels zu bedienen vor: 
ziehen ſollte. Letzteres müßte den Königlich Preußiſchen heral— 
diſchen Adler und die Umſchrift enthalten: „Königlich Preußi⸗ 
ſche Kreis⸗Schulinſpektion N. im Regierungsbezirk N“ 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Im Auftrage: Greiff. 
An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. IV. 5861. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Verrechnung des Erlöſes für unbrauchbare 
Baumaterialien bei Patronatsbauten betreffend. 
Vom 14. Oktober 1876. 


Berlin, den 14. Oktober 1876. 
Die Königliche Ober-Rechnungskammer hat ſich damit ein— 


weſens in Preußen. 


verſtanden erklärt, daß rückſichtlich der Verrechnung des Erlöſes 
für unbrauchbare Baumaterialien bei Patronats-Bauten ferner⸗ 


hin daſſelbe Verfahren beobachtet werde, welches von dem 
Herrn Miniſter für Handel 2c. mittelſt des abſchriftlich ange— 
ſchloſſenen Reſkriptes vom 26. Oktober 1869 für die Bauten 
ſeines Reſſorts angeordnet worden iſt. Demnach iſt bei Pa⸗ 


tronat3-Bauten der Erlös für die in dem Baukoſten-Anſchlage 


berückſichtigten unbrauchbaren Baumaterialien auch alsdann zu 
den Baukoſten zu verrechnen, wenn dieſe Materialien nicht dem 
Bauunternehmer überlaſſen, ſondern anderweitig verkauft werden. 

Unter Abänderung der in dem Zirkular-Erlaſſe vom 3. 


März 1853 — Nr. 664 — und dem vom 1. April 1865 — 


E. 4764 — gegebenen bezüglichen Beſtimmungen, veranlaſſe ich 
die Königliche Regierung, in künftig eintretenden Fällen dem⸗ 
entſprechend verfahren zu laſſen. 5 
Au 
ſämmtliche Königliche Regierungen der acht älteren Provinzen 
(excl. in Aachen, Trier und Sigmaringen). 


Abſchrift erhält die Königliche Regierung zur Kenntniß— 
nahme und Beachtung unter gleichzeitigem Anſchluſſe je eines 
Eremplares der erwähnten Zirkular-Verfügungen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydow. 
An 
die Königlichen Regierungen in Kaſſel und Schleswig, 
die Königl. Finanz⸗Direktion in Hannover, an das 
Königl. Konfiftorium hier, an das Königl. Provinzial⸗ 
Schulkollegium hier. — Desgl. in gleichem Sinne an 


die Königliche Regierung zu Wiesbaden. 
G. III. 6572. 


Berlin, den 26. Oktober 1869. 
Um der in den älteren Landestheilen der Monarchie beſte— 
henden Anordnung: „daß die bei Bauausführungen entſtehen⸗ 
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den Einnahmen aus dem Erlöſe für unbrauchbare alte Bauma⸗ 
terialien, Geräthſchaften, Grundſtücke ꝛc nur dann zu den Bau: 
koſten verwendet werden dürfen, wenn fie im Anſchlage vorge: 
ſehen find“, auch dort Eingang zu verſchaffen und das Ned: 
nungsweſen zu vereinfachen, beſtimme ich hierdurch, daß der— 
gleichen Einnahmen künftig überall bei Aufſtellung der Bauan— 
ſchläge annähernd ermittelt, beim Titel „Insgemein“ ausge⸗ 
worfen und von der Summe deſſelben abgerechnet, zu: 
gleich aber dieſe Gelegenheit benutzt werde, den Geſammt-Be⸗ 
trag des Anſchlages auf Thaler, ohne Groſchen und Pfennige, 
abzurunden. de. 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: Mak⸗Lean. 
. An 
die Königliche Regierung zu Wiesbaden. 
III. 13252. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central» Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 

Amtliches. Leitartikel: Statiſtik des Volksſchul⸗ 
Korrespondenzen: Berlin (Landtag. Abgeordneten 
haus. Staatshaushaltsetat. Grenze zwiſchen den väterlichen Rechten und der 
Schulzucht. Schulbeſuch kranker Kinder. Regulirung der Gehälter der Volks⸗ 
ſchullehrer. Zivillehrerſtellen an den Kadettenanftalten. Landwirthſchaftlicher 
Unterricht); Breslau (Ueber den Lehrermangel); Mühlhauſen i. Thür. (Schul- 
feierlichkeit); Aus Schleswig-Holſtein (Schulſprache). Berliner Nachrich⸗ 
ten. Vermiſchtes. Todtenſchau. Vakante Lehrerſtellen. An- 
zeigen. — Die Beilage (Organ des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Er⸗ 
zieherinnen) enthält: Bericht über die Verſammlung des Vereins deutſcher Leh⸗ 
rerinnen und Erzieherinnen am 2. Jau. 1877 im Nattzhauſe. Ueber italieniſche 
Kunſtſchätze, Vortrag von Eliſ. Förſter. 
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illustrirte Ausgabe, 

kann allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches popnlair-medir 
zinisches Werk empfohlen werden, — 
Vorräthig in allen Buchhandlungen, 


enthält in Nr. 4: 


9 


Soeben erſchien bei R. krich in Wittenberg: 


Der Rechennunterricht in der Volks- 


fd nle Ein Handbuch für den Lehrer. Bearbeitet von W. 
mie, Schmidt. 3. Auflage. I. Die fünf erſten Schul⸗ 
jahre 2 Mark. II. Die 3 letzten Schuljahre 2,40 Mark. 


Aufgaben zum Kopfrechnen für Leh⸗ 


elem. geordnet und gelöft v. 


ter an Volksſchulen, 


W. Schmidt. 4. Auflage. 


Schmidt’s Aufgaben zum schriftlichen 

Srhnen. 4 Hefte (15, 20, 25, 30 Pf.), 3 Hefte für Land⸗ 
Rechnen, ſchulen 1015 2 = Pf.), uber we 
Einführung 1 Probeexemplar franko . 
3 die Verlagshandlung R. Herrosé, Wittenberg. 


Druck von F. Striewing in Londsberg a. W. 


